
Unionsverfassung beschlossen wurde, mit großer 
Schärfe auf den Unterschied zwischen einem Partei­
programm und einer Staatsverfassung hingewiesen. 
Man würde, wie sich aus dem Gesagten ergibt, die 
Eigenart der sozialistischen Verfassungskonzeption 
völlig verkennen, wenn man aus dieser Feststellung 
Stalins den Schluß ziehen wollte, eine sozialistische 
Verfassung sei lediglich eine Wiederspiegelung des real 
Errichteten, eine Verankerung der herbeigeführten 
Lösung. So sehr sie dies ist, so sichert sie doch zu­
gleich ihrer ganzen Anlage nach die Weiterentwick­
lung zu neuen positiven Lebensformen und Lebens­
inhalten. In der Tat könnte man eine Verfassung nicht 
real nennen, die nur das positiv Gewordene feststellt. 
Eine solche Verfassung würde ja bereits am Tage nach 
ihrer Verkündung vom Leben überholt und damit zum 
mindesten zu einem Teil irreal sein. Realistisch, wahr­
haftig ist sie nur dann, wenn sie neben der Fixierung 
des grundsätzlich Erreichten dem Prozeß Richtung und 
Form gibt, in dem sich das Erreichte weiter entwickeln 
soll.

Wir sprechen somit vom sozialistischen Verfassungs­
realismus im Gegensatz zur unverbindlichen, von der 
Wirklichkeit gelösten Programmatik bürgerlicher Ver­
fassungen, die gepaart ist mit völliger sachlicher In­
differenz gegenüber dem Fortgang des verfassungs­
mäßigen Entwicklungsprozesses. Abgelöst von der 
Wirklichkeit des gegenwärtigen Lebens einerseits, an 
der Wirklichkeit klebend im Hinblick auf die Zukunft 
andererseits, schweben insbesondere die Grundrechts­
bestimmungen bürgerlicher Verfassungen zu einem 
großen Teil in den Wolken des Irrealen — die Wei­
marer Verfassungsperiode hat es uns Deutschen be­
wiesen.

Man könnte sagen, es sei eine unbewiesene Behaup­
tung, daß die Sowjetverfassung vom 5. Dezember 1936 
ein Vehikel weiteren gesellschaftlichen Fortschritts sei, 
und könnte eine Begründung für diese Behauptung 
fordern. Ich sehe diese Begründung darin, daß die 
Sowjetverfassung im Gegensatz zu den Grundgesetzen 
bürgerlicher Staaten den Motor der weiteren Entwick­
lung als solchen erkennt und benennt.' Bekanntlich 
verschweigen nahezu sämtliche Grundgesetze der bür­
gerlichen Staaten, obwohl es sich dabei durchweg um 
parlamentarisch regierte Staaten handelt, schamhaft 
die Existenz der Parteien und nähren damit, bewußt 
oder unbewußt, jene aus der polizeistaatlichen Ära 
übernommene Überheblichkeit der Wirtschafts- und 
Verwaltungsbürokratie gegenüber den „bloßen“ Partei­
leuten. Die sowjetische Verfassung dagegen sagt in 
ihrem Artikel 126, der von der Vereinigungsfreiheit 
handelt:

„In Übereinstimmung mit den Interessen der Werk­
tätigen und zum Zwecke der Entwicklung der organi­
satorischen Selbsttätigkeit und der politischen Aktivi­
tät der Volksmassen wird den Bürgern der UdSSR das 
Recht gewährleistet, sich in gesellschaftlichen Organi­
sationen zu vereinigen: 

in Gewerkschaften, 
genossenschaftlichen Vereinigungen, 
Jugendorganisationen,
Sport- und Wehrorganisationen, 
Kulturvereinigungen,
technischen und wissenschaftlichen Gesellschaften;

die aktivsten und zielbewußtesten Bürger aus den 
Reihen der Arbeiterklasse und anderer Schichten der 
Werktätigen aber vereinigen sich in der Kommunisti­
schen Partei der Sowjetunion (Bolschewiki), die der 
Vortrupp der Werktätigen in ihrem Kampf für die 
Festigung und Entwicklung des sozialistischen Systems 
ist und den leitenden Kern aller Organisationen der 
Werktätigen, der gesellschaftlichen sowohl wie der 
staatlichen bildet.“

Hier ist die Kraft bezeichnet, durch deren Einsatz 
auf dem chaotischen Grund des zusammengestürzten 
Zarenreiches der sozialistische Staat in einem etappen­
reichen Kampf begründet wurde und durch deren 
beständigen künftigen Einsatz er seine Weiterentwick­
lung nehmen soll.

Für eine wissenschaftliche Analyse ist wiederum die 
Frage zu stellen, warum die sozialistische Verfassung 
in der Lage ist, die über den von ihr fixierten gesell­
schaftlichen Zustand hinwegschreitende mobilisierend«

Kraft zu nennen, und sich nicht auf die technische 
Regelung des Verfahrens der Abänderung des Ver­
fassungstextes zu beschränken braucht, während die 
bürgerlichen Verfassungen auch insoweit entgegen­
gesetzt Vorgehen. Die Antwort ist die gleiche wie zu­
vor. Es gehört kein besonderer verfassungspolitischer 
Mut dazu, die Rolle des Motors einer Bewegung zuzu­
weisen, die sich im gesellschaftlichen Leben durch ihre 
bereits historisch gewordene Arbeit eine solche Auto­
rität erworben hat, daß es unverständlich wäre, wenn 
ihr jemand die Funktion des weiteren historischen 
Schrittmachers absprechen wollte. Würde dagegen ein 
kapitalistischer Staat dazu übergehen, die seine ge­
sellschaftliche Entwicklung beherrschenden Kräfte, 
etwa die Inhaber des Monopolkapitals, als die Träger 
künftiger materieller Verfassungsänderung zu nennen, 
so würde er damit den ganzen gesellschaftlichen 
Untergrung aufzeigen, dessen mühseliger Verdeckung 
seine Verfassung in erster Linie dient. Denn es würde 
kaum überzeugen, daß die Klasse der Menschen, die 
aus den Krisen ihres Systems immer nur den Ausweg 
Krieg finden und deren Kriege stets neue verschärfte 
Krisen zurücklassen, die Vorhut des gesellschaftlichen 
Fortschritts bilden sollte.

Wir sehen auch in diesem dritten Punkt, den ich die 
materielle Verfassungsänderung nennen möchte, daß 
die Verfassungen der kapitalistischen Staaten nicht aus 
einer Schrulle oder einer Unzulänglichkeit ihrer Schöp­
fer heraus im Irrealen stecken bleiben, sondern des­
wegen, weil in ihnen nur noch das Verschweigen der 
materiellen Wahrheit „integrierend“ wirken kann, 
während der sozialistische Staat, indem er in Wahr­
haftigkeit sein Verhalten darlegt, damit selbst wieder 
den Prozeß der Weiterentwicklung fördert.

Die Grundgesetze der bürgerlichen Staaten befinden 
sich demnach auf der Flucht vor der Realität. Ein 
Fluchtziel wurde bereits genannt, es ist die bloße Pro­
grammatik, ein anderes ist der leere Formalismus. Je 
mehr der Verfassungsjurist in den bürgerlichen Ver­
fassungskonventen aus einem sachkundigen Gehilfen 
bei der Abfassung der vom Volk getroffenen politischen 
Grundentscheidungen zum eigenmächtigen Verfas­
sungsgeber wird, um so mehr geraten die bürgerlichen 
Verfassungen in die Enge und Beschränktheit eines 
toten Formalismus. Es kann keinem Zweifel unter­
liegen, daß eine der Aufgaben einer Verfassungs­
urkunde die ist, für die in der Wirklichkeit getroffe­
nen Entscheidungen und die in ihr liegenden Ent­
wicklungstendenzen einen passenden Ausdruck, d. h. 
eine juristische Form zu finden. Aber es ist, wie die 
Geschichte erwiesen hat, ein verhängnisvoller Irrtum, 
anzunehmen, daß die formelle Zuerkennung von 
Rechten deren sachliche Sicherung ersetzt. Solange es 
jene Verfassung nicht gab, deren zwölfjähriger Be­
stand der Anlaß dieser Erörterungen ist, erschien es, 
insbesondere seit der Mitte des vorigen Jahrhunderts, 
für jede fortschrittliche Verfassung zwar unumgäng­
lich, hochklingende, feierliche Zusicherungen von 
Grundrechten aufzunehmen, in keiner von ihnen fand 
sich aber ein Hinweis auf die Mittel zur tatsächlichen 
Sicherung dieser Grundrechte. So war es kein Wunder, 
daß die Zerstörer der Weimarer Verfassung, deren es 
in Wissenschaft und Rechtsprechung bekanntlich 
nicht wenige gab, sehr bald dazu übergingen, große 
Abschnitte ihres Grundrechtsteils für Programmatik 
zu erklären, für „Anweisungen an einen künftigen 
Gesetzgeber“. Sie hatten verfassungspolitisch nicht 
einmal Unrecht, als sie diese Achillesferse des Wei­
marer Staates aufdeckten. Das ist in der Tat bloße 
Programmatik: etwas zwar formal zuzusichern, aber 
nicht real abzusichern; und, um noch einmal an Sta­
lins Ausspruch zu erinnern: was nur Programmatik 
ist, ist nicht Verfassung. Erst die Unionsverfassung 
vom 5. Dezember 1936 ist systematisch dazu über­
gegangen, jedem einzelnen ihrer zahlreichen Grund­
rechte die Garantie ihrer Verwirklichung sofort hinzu­
zufügen. Um dies an einem bekannten, besonders ein­
drucksvollen Beispiel in Erinnerung zu rufen, lasse 
ich hier den Wortlaut des Artikels 125 folgen:

„In Übereinstimmung mit den Interessen der Werk­
tätigen und zum Zwecke der Festigung des sozialisti­
schen Systems werden den Bürgern der UdSSR durch 
Gesetz garantiert:
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